
Khartumer Geiselmord palästinensischer 
Terroristen verbreitete. Generalsekretär 
Waldheim sprach in seinem Beileidstele­
gramm von einer »scheußlichen Tat«. Das 
Mitgefühl galt vor allem den Angehörigen 
der ermordeten Diplomaten und ihren Re­
gierungen. Die Verurteilung von »Akten 
sinnloser Gewalttätigkeit und des Terroris­
mus« wurden unabhängig davon gefordert, 
ob sie zum Verlust von Menschenleben 
führen. Die in diesem Fall besonders be­
troffenen Vereinigten Staaten drängten auf 
wirksame Gegenwehr aller Nationen gegen 
den Terrorismus und bezeichneten als we­
sentlich eine Verstärkung des Diplomaten­
schutzes durch die geplante UNO-Konven-
tion. Eine Gruppe von Ländern der Dritten 
Welt fügte ihrer mit gleicher Grundsätz­
lichkeit vorgebrachten Verurteilung des Ge­
schehenen jedoch den Ausdruck der Hoff­
nung hinzu, daß eine schnelle Lösung für 
die spannungsgeladene Lage gefunden 
werde, welche die eigentliche Ursache der 
Tragödie sei: so daß der nahöstlichen Re­
gion endlich ein echter und dauerhafter 
Frieden zuteilwerden könne. 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 
Portugiesische Territorien — Ermordung Amllear 
Cabrals (11) 

An der Ermordung des Generalsekretärs 
der Afrikanischen Unabhängigkeitspartei 
für Guinea (Bissau) und Kap Verde (PAIGC), 
Amilcar Cabral, treffe Portugal eine Mit­
schuld. Dies erklärte der Vertreter Guineas 
bei den Vereinten Nationen. 
Cabral war am 20. Januar 1973 in Kona-
kry, dem Exilsitz seiner Partei, erschossen 
worden. Seine, von ihm 1956 mitgegründete 
Partei kontrolliert nach Cabrals Aussage 
in der vergangenen UN-Generalversamm­
lung zwei Drittel des Gebietes von Guinea 
(Bissau) und Kap Verde; für das Frühjahr 
1973 hatte er die Unabhängigkeitserklärung 
dieser portugiesischen Kolonie angekündigt. 
(Generalversammlung und Sicherheitsrat 
hatten die PAIGC im November 1972 als 
die einzige rechtmäßige Vertretung der 
Bevölkerung dieses Gebietes anerkannt 
(VN 6/72, S. 193, 200; 1/73, S.30f.)). 
Dem Vorwurf Guineas hielt Portugal ent­
gegen, daß der Attentäter Cabrals bereits 
als führendes Mitglied der PAIGC identifi­
ziert worden sei. Generalsekretär Waldheim 
bedauerte das Verbrechen an »einem groß­
artigen afrikanischen Führerund Patrioten«, 
der »stets eine ausgehandelte Lösung für 
die Erlangung der vollen Unabhängigkeit 
der Völker unter kolonialer Herrschaft in 
Afrika« vertreten habe. Cabral war mit dem 
Generalsekretär 1972 mehrmals zusammen­
getroffen. 
Afrikanische UN-Delegationen sprachen 
von einer Verschwörung gegen den Frei­
heitskampf von kolonialer Herrschaft, die 
in der heimtückischen Ermordung des Füh­
rers von Guinea (Bissau) und Kap Verde 
offenbar werde. 

Rhodesien (Zimbabwe) — Rhodesien blockiert 
Sambia — Sondermission des Sicherheitsrats — 
Sanktionen Sambias gegen Rhodesien (12) 

I. Alle Staaten sowie die Vereinten Na­
tionen und ihre Sonderorganisationen 
sollen Sambia durch finanzielle und mate­
rielle Unterstützung in die Lage versetzen, 
wirtschaftliche Sanktionen gegen Rhode­
sien durchzuführen. Hierzu rief der Sicher­
heitsrat im März durch eine Resolution alle 

Regierungen und den Verband der Ver­
einten Nationen auf (S/Res/329, s. S. 61). 
Dem Rat lag der Bericht einer Sondermis­
sion (S/10896 und Add. 1) vor, die er nach 
Sambia entsandt hatte, um die Lage zu 
untersuchen, die durch die Teilnahme Sam­
bias an den vom Sicherheitsrat gegen Rho­
desien verhängten Sanktionen gegeben war 
(S/Res/326 und 327, s. S. 61 f.). 
Da Sambia über keine eigenen Häfen ver­
fügt und bisher den Großteil seiner Ein-
und Ausfuhren über die Schienenwege 
Rhodesiens abwickeln mußte, hatte es der 
Rat von der Mitwirkung an den Sanktionen 
ausgenommen, mit denen das Minderheits­
regime in Salisbury zu Fall gebracht wer­
den soll. Sambia entschloß sich jedoch, die 
UN-Sanktionen gegen das Regime Smith 
durchzuführen, nachdem Rhodesien seiner­
seits im Januar 1973 eine Blockade gegen 
Sambia verhängt hatte, die es allerdings 
im Februar wieder aufhob. Durch die 
Schließung der Grenze zu Sambia und die 
Unterbrechung des Transports von Gütern 
von und nach Sambia wollte Smith die 
sambische Regierung zwingen, den von 
sambischem Gebiet aus vorgehenden rho-
desischen Befreiungsbewegungen ihre Un­
terstützung zu entziehen. 
Der Sicherheitsrat hatte die Schließung 
der Grenze und militärische Obergriffe 
durch Rhodesien verurteilt und Großbritan­
nien als die rechtmäßige Verwaltungsmacht 
aufgefordert, ihre Beendigung sowie den 
Abzug südafrikanischer Truppen zu ver­
anlassen, die die rhodesischen Grenztrup­
pen verstärkte (S/Res/326, s. o.). Zugleich 
hatte der Rat eine Verschärfung der Sank­
tionen gefordert und den Entschluß Sam­
bias begrüßt, sich den kollektiven Maßnah­
men gegen Salisbury anzuschließen. Die 
erwähnte Sondermission hatte er beauf­
tragt, die Bedürfnisse Sambias beim Auf­
bau neuer Verkehrsverbindungen für seine 
Einfuhren (120 000 Tonnen monatlich, da­
von bisher 75 000 durch Rhodesien) und 
Ausfuhren (68 000 Tonnen monatlich) zu 
untersuchen. 

II. Die aus Mitgliedern des Sicherheitsrats 
und UN-Sachverständigen bestehende Son­
dermission bereiste Sambia, Kenia und 
Tansania im Februar und empfahl dem Rat 
in ihrem Bericht Maßnahmen, die der Re­
gierung Sambias ermöglichen sollen, ihren 
über das rhodesische Verkehrsnetz abge­
wickelten Handel auf andere Wege umzu­
lenken: Die Schienen-, Straßen- und Luft­
verbindungen zu Angola, Malawi, Tansania 
und Zaire sollen so ausgebaut werden, daß 
sie den gesamten Handel Sambias aufneh­
men können. Die bisherige südliche Ver­
bindung Sambias mit dem Atlantischen 
Ozean soll nach dem Bericht durch einen 
nordwestlichen (durch Zaire) und einen 
nordöstlichen (durch Malawi oder Tansa­
nia) Landweg sowie durch Luftverbindun­
gen ersetzt werden. Für den Ausbau und 
die Unterhaltung seien im ersten Jahr nach 
dieser Umlenkung des Verkehrs 250 Millio­
nen US-Dollar erforderlich. (Die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland wird hier­
zu durch eine Wirtschaftshilfe im Wert von 
zehn Millionen DM beitragen; Bonn hat 
Zambia bereits früher einen Kredit von 
7 Millionen DM eingeräumt, mit dem Säge­
werksausrüstungen für die Herstellung von 
Eisenbahnschwellen angekauft wurden.) 
Der Bericht der Sondermission betont, daß 

die gespannte politische Lage an der rho-
desisch-sambischen Grenze durch rhode­
sische Grenzverletzungen und die Statio­
nierung südafrikanischer Truppen verschärft 
werde. 
III. Der Sicherheitsrat übernahm die in 
dem Bericht der Sondermission angeführ­
ten Empfehlungen in zwei Resolutionen. 
Eine der Entschließungen beinhaltet den 
wirtschaftlichen Aspekt der gegenwärtigen 
Lage Sambias; sie anerkennt die dringen­
den wirtschaftlichen Bedürfnisse des Lan­
des bei der Umlenkung seines Handels und 
bittet alle Staaten und die entsprechenden 
Sonderorganisationen der Vereinten Na­
tionen um Unterstützung der Regierung in 
Lusaka (S/Res/329, s. S. 61). 
Die zweite Entschließung befaßt sich mit 
der verschärften politischen Situation; sie 
verurteilt Rhodesien wegen seiner aggres­
siven Handlungen und wegen des Vermi­
nens sambischer Grenzgebiete. Sie stellt 
fest, daß Selbstbestimmung und Unabhän­
gigkeit für die Bevölkerung von Zimbabwe 
die einzige Lösung der Rhodesien-Frage 
sei. Zu diesem Zweck sollen die Sanktionen 
gegen das Regime Smith verschärft werden. 
Als die rechtmäßige Verwaltungsmacht soll 
Großbritannien eine Verfassunggebende 
Versammlung für seine Kolonie einberufen. 
Ferner soll der sofortige Abzug südafri­
kanischer Truppen aus dem Gebiet durch­
gesetzt werden. Nachdem Großbritannien 
einen gleichlautenden Antrag im Septem­
ber 1972 durch sein Veto zu Fall gebracht 
hatte (VN 6/72, S. 194), enthielt es sich bei 
der Abstimmung über die vorliegende Re­
solution und ermöglichte so ihre Annahme 
(S/Res/328, s. S.61). 
Zwei ähnliche Entschließungen hatte die 
Generalversammlung bereits im Dezem­
ber 1972 verabschiedet. Diese bestätigen 
ebenfalls die alleinige Verantwortung Groß­
britanniens für die politische Zukunft Rho­
desiens und fordern, die kollektiven Maß­
nahmen gegen Rhodesien auf Südafrika 
und Portugal auszudehnen. Die Haltung 
der Vereinigten Staaten, deren Chrom- und 
Nickelimporte aus Rhodesien in offenem 
Widerspruch zu den Sanktionsbestimmun­
gen stehen, wird bedauert und verurteilt 
(A/Res/2945 und 2946). 
IV. Rhodesiens Außenhandel hat seit 1971 
trotz der UN-Sanktionen um 15 vH zuge­
nommen. Nach einem Bericht (S/10852 und 
Add. 1), den der Sanktionsausschuß des 
Sicherheitsrats im Januar vorlegte, expor-
tiertf das Gebiet 1972 Waren für 388 Mill. 
US-Dollar (1971: 354 Mill.), während sich 
seine Importe auf 395 Mill. Dollar (1971: 
329 Mill.) beliefen. 
Der Bericht erwähnt verschärfte gesetz­
liche Bestimmungen, mit denen mehrere 
Regierungen sicherstellen wollen, daß die 
Sanktionsbestimmungen durchgeführt wer­
den. Er zeigt andererseits Maßnahmen auf, 
die andere Staaten ergriffen haben, um 
die Sanktionen zu unterlaufen. So zählt er 
19 Schiffsladungen rhodesischer Erze auf, 
die die Vereinigten Staaten in offener Ver­
letzung der Sanktionen seit Januar 1972 
eingeführt haben (VN 5/72, S. 167). Die Re­
gierung der USA berichtet dem Ausschuß 
regelmäßig über ihre Importe »strategisch 
wichtiger Materialien« aus Rhodesien. Wei­
tere Länder sollen Rohstoffe und Waren 
aus Mosambik und Südafrika bezogen ha­
ben, als deren Ursprungsland der Sank-
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tionsausschuß Rhodesien vermutet. Der 
Ausschuß hatte bereits in früheren Berich­
ten darauf hingewiesen, daß bestimmte 
Produkte auf dem Umweg über dritte Län­
der von Rhodesien importiert oder expor­
tiert werden. 
Der Bericht besagt, daß seit 1969 in meh­
reren Fällen rhodesische Erzeugnisse ent­
weder in die Bundesrepublik Deutschland 
gelangt oder von Schiffen, die in der Bun­
desrepublik registriert sind, befördert wor­
den sein sollen. An Lieferungen nach Rho­
desien seien gleichfalls westdeutsche Un­
ternehmen und unter der Flagge der BRD 
fahrende Schiffe beteiligt gewesen. Der 
Bundesregierung ist von UN-Mitgliedern 
wiederholt vorgeworfen worden, sie führe 
die Sanktionsbestimmungen des Sicher­
heitsrats nicht sorgfältig genug durch. Die 
Bundesregierung teilte dem Sanktionsaus­
schuß jedoch mit, die fraglichen Lieferun­
gen in die Bundesrepublik seien nicht als 
rhodesischen Ursprungs ausgewiesen. 
V. Neun Länder sollen die Sanktionsbe­
stimmungen gewissenhafter befolgen. Zu 
diesem Zweck wandte sich der Sanktions­
ausschuß im März an Staaten, in denen 
Schiffe registriert sind, die 1972 rhodesi­
sche Chrom- und Nickelerze sowie andere 
Materialien in die Vereinigten Staaten 
transportiert haben (BRD, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, Liberia, Nieder­
lande, Norwegen, Südafrika und USA). In 
Botschaften an die betreffenden Regierun­
gen brachte der Ausschuß sein Bedauern 
über die Verletzung der seit 1968 beste­
henden verbindlichen Sanktionen zum Aus­
druck; er ersuchte die Regierungen um 
Auskunft, wie sie künftig Zuwiderhand­
lungen gegen die Sanktionen durch ihre 
Staatsbürger oder durch bei ihnen regi­
strierte Schiffe verhindern könnten. 

Weltuniversität (13) 
I. Die Mitglieder des Gründungssenats der 
zu errichtenden >Universität der Vereinten 
Nationen< sind jetzt je zur Hälfte von UNO-
Generalsekretär Waldheim und UNESCO-
Generaldirektor Maheu berufen worden 
(vgl. 1/73 S. 27, 31). Das Zwanziger-Gremi­
um setzt sich wie folgt zusammen: Roberto 
T. Alemann, Argentinien; Sune Bergstroem, 
Schweden; Borislav Bozovic, Jugoslawien; 
Andrew W. Cordier, Vereinigte Staaten; 
Roger Gaudry, Kanada; Felipe Herrera, 
Chile; Abdel Rahman Kaddoura, Syrien; Y. 
K. Lule, Uganda; Robert Mallet, Frankreich; 
M.Seydou Madani Sy, Senegal; Ahmed E.A. 
Meguid, Ägypten; V.A.Oyenuga, Nigeria; Go-
palaswami Parthasarathi, Indien; Sir Hugh 
E. Robson, Großbritannien; Victor Sahini, 
Rumänien; Abdus Salam, Pakistan; Senjin 
Tsuruoka, Japan; Pauy Ungapkorn, Thai­
land; Victor L. Urquidi, Mexiko, und Stephan 
Verosta, Österreich. 
Bei den Ernennungen war nach dem Willen 
der Generalversammlung Rücksicht zu neh­
men auf eine angemessene geographische 
Verteilung der Senatoren ihrer Herkunft 
nach sowie darauf, daß durch sie die 
hauptsächlichen akademischen, pädagogi­
schen und kulturellen Richtungen in der 
Welt repräsentiert würden. Diese Auflage 
sollte in enger Konsultation mit interessier­
ten Spezialinstituten des UN-Verbands er­
füllt werden. Bei diesem universalen An­
spruch wirkt das Ergebnis einigermaßen 
überraschend, da der gesamte kommuni­
stische Kern offenbar nicht vertreten ist. 

Dies wahrscheinlich, weil die Ostblockstaa­
ten das Projekt >Weltuniversität< ablehnen. 
Auch scheint unter den Zwanzig (sollten 
nicht Abkürzungen oder exotische Vorna­
men täuschen) keine Frau zu sein. 
Der Gründungssenat hat sich Ende März 
auf seiner ersten Tagung am Hauptsitz der 
Vereinten Nationen konstituiert. Er wird 
im Verlauf seiner Arbeit die Ziele und 
Grundsätze der neuen Universität, die 
mehr in vagen Absichtserklärungen formu­
liert sind, genauer fassen und einen Sat­
zungsentwurf erstellen. Oberste Leitlinie 
für die künftige Aktivität der geplanten Uni­
versität ist nach der Entschließung der Ge­
neralversammlung ein ganzheitlicher As­
pekt: >Das Wohl der ganzen Welt<. 

II. Aus der Begrüßungsansprache, die der 
Generalsekretär beim Zusammentreten des 
Gründungssenats hielt, lassen sich einige 
Informationen zu dem sonst noch wenig 
deutlichen Unternehmen gewinnen. Zur 
Schaffung einer finanziellen Basis sind alle 
Mitgliedstaaten angeschrieben und bis Ende 
Mai um Auskunft über beabsichtigte finan­
zielle und andere Beiträge gebeten wor­
den. Dabei wurde den Ländern zwar frei­
gestellt, solche Aufwendungen nur für in­
nerhalb ihrer Grenzen zu errichtende Teil­
einheiten der Weltuniversität zu machen, 
jedoch gleichzeitig der Hoffnung Ausdruck 
gegeben, daß manche Regierungen auch 
zur Schaffung von Filialen im Ausland bei­
tragen, wodurch allein wohl Entwicklungs­
länder zum Sitz von Universitätsabteilungen 
werden könnten, wie dies die deutliche Ab­
sicht der Initiatoren ist. Von der Höhe, Art, 
Verteilung und Herkunft der kommenden 
Beiträge wird auch der Standort des Pla-
nungs- und Koordinierungszentrums der 
Weltuniversität abhängen, sowie die An-
siedlung des geplanten Netzes von Insti­
tuten. 
Waldheim ging auch auf die zurückliegende 
Entwicklung des Gedankes der Weltuniver­
sität ein und verwies darauf, daß man ur­
sprünglich mit einer solchen Einrichtung 
die Prägung von jungen Menschen im Gei­
ste der Vereinten Nationen während der 
Jahre ihrer intellektuellen Ausbildung be­
absichtigt habe; dieses Konzept, das nur 
innerhalb einer Professoren-Studenten-Uni­
versität zu verwirklichen gewesen sei, wur­
de schließlich verlassen zugunsten der 
nunmehr angestrebten Universität nach 
dem Muster gewisser angelsächsischer 
Hochschulen, an denen nur bereits exami­
nierte Wissenschaftler aufgenommen wer­
den und wo die Ausbildung, soweit sie 
neben der überwiegenden Forschung eine 
Rolle spielt, zum Zwecke einer stärkeren 
Spezialisierung geschieht. Indizien für diese 
Art des Studienbetriebes sind die Praxis­
orientiertheit und die Querverbindung durch 
alle Fachbereiche; dazu soll als weiteres, 
der Weltuniversität typisches Element die 
Zusammenarbeit von Wissenschaftlern aus 
der ganzen Welt kommen. 
Die zukünftigen Auswirkungen einer Univer­
sität der Vereinten Nationen auf das aka­
demische Leben sah Waldheim hauptsäch­
lich in einer tätigen Ermutigung und Un­
terstützung der schon bestehenden Univer­
sitäten bei der niveaulichen Anhebung, 
Universalisierung und Reform ihrer Stu­
dienprogramme. Dies soll erreicht werden 
durch die Verbreitung von Kenntnissen, den 
Austausch akademischen Personals und 

»die Erzeugung von Ideen, die wie Kataly­
satoren wirken«. 
Was die Personalstruktur angeht, so will 
man einem Rotationssystem den Vorzug 
geben, anstatt den größeren Teil der Uni­
versitätsangehörigen fest und ausschließ­
lich an die Institution zu binden. Dies vor 
allem deshalb, weil die Einrichtung der 
Weltuniversität besonders den bisher mit 
akademischen Einrichtungen nicht versehe­
nen Ländern, also den Entwicklungsländern, 
zugutekommen soll. Wenn aber ein be­
trächtlicher Teil der Intelligenz dieser Län­
der durch die Weltuniversität gebunden 
würde, wäre das eine zusätzliche Form des 
tunlichst zu verringernden >lntelligenzab-
flusses< (brain drain). Man will im Gegen­
teil den brain drain wenigstens dadurch 
teilweise steuern, daß man Wissenschaft­
lern in den Entwicklungsländern das Ver­
bleiben an ihren Heimatuniversitäten und 
-instituten mit der gleichzeitigen Gewäh­
rung periodisch wahrzunehmender Parallel­
professuren an der entstehenden Weltuni­
versität schmackhafter macht. 

Konvention gegen Apartheld — Jahrzehnt des 
Kampfes gegen Rassendiskriminierung (14) 

I. Apartheid soll von allen Staaten ver­
pflichtend als Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit bekämpft werden. Zu diesem 
Zweck legte die Kommission für Menschen­
rechte, die von Februar bis April in Genf 
ihre 29. Tagung abhielt, einen Entwurf für 
eine Konvention zur Unterdrückung und 
Bestrafung der Apartheid vor. Nach der auf 
Verlangen der Generalversammlung (A/Res/ 
2922) erarbeiteten Konvention sollen alle 
Handlungen, die Personen oder Organi­
sationen zur Unterdrückung andersras­
sischer Personen oder Organisationen un­
ternehmen (Verweigerung grundlegender 
Menschenrechte, Beeinträchtigung der Le­
bensverhältnisse, Trennung der Bevölke­
rung aufgrund ihrer Rassenzugehörigkeit) 
als >Verbrechen der Apartheid< verfolgt 
werden. Beitrittsstaaten der Konvention 
sollen sich verpflichten, dieses Verbre­
chen mit allen gegen eigene und fremde 
Staatsangehörige anwendbaren Maßnah­
men zu bekämpfen und die entsprechen­
den Entschließungen des Sicherheitsrats 
anzuwenden. Ober ihre Maßnahmen zur 
Durchführung der Konvention sollen sie 
einem einzusetzenden Ausschuß regel­
mäßig berichten. Die Konvention soll ra­
tifizierungsbedürftig sein und erst in Kraft 
treten, wenn sie von zehn Staaten ratifi­
ziert worden ist. Der Konventionsentwurf 
der Kommission für Menschenrechte wird 
von der kommenden Generalversammlung 
beraten und von ihr gegebenenfalls ver­
abschiedet werden. 

II. Zu einem Jahrzehnt des Kampfes gegen 
Rassismus und Rassendiskriminierung hat 
die Kommission für Menschenrechte die 
Jahre 1973 bis 1983 erklärt. Sie verabschie­
dete mit einer einstimmig angenommenen 
Resolution ein Programm, das alle Regie­
rungen und internationale Organisationen 
aufruft, die Gleichheit aller Völker »ohne 
Unterschied der Rasse, Farbe, des Ge­
schlechts, der Sprache, Religion, des poli­
tischen oder eines anderen Standpunktes, 
der nationalen oder sozialen Herkunft, des 
Eigentums, der Geburt oder eines anderen 
Status« zu gewährleisten. 
Den Anstoß für das Programm hatte die 
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